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Vizepräsident Dr. h. c. Wolfgang Thierse:
Das Wort hat nun Kollege Matthias W. Birkwald für

die Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Matthias W. Birkwald (DIE LINKE):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Her-

ren! Frau Pothmer, �motiviert, qualifiziert und gesund�
bis zum Renteneintritt arbeiten zu können, ist eine Vor-
stellung, die von vielen Menschen und ganz gewiss auch
von allen hier im Parlament vertretenen Parteien geteilt
wird. Auch die Linke, liebe Kolleginnen und Kollegen
von den Grünen, will die Politik in die Pflicht nehmen,
um die Voraussetzungen für ein erfülltes Erwerbsleben
zu schaffen. Sie stellen sehr richtig fest, dass auch die
Politik für die missliche Lage Älterer am Arbeitsmarkt
verantwortlich ist.

Gute Arbeit, gute Löhne, gute Rente, das ist der Drei-
klang, dem wir Linken uns verpflichtet fühlen.

(Beifall bei der LINKEN)

Das ist auch der Maßstab, mit dem wir den von den Grü-
nen vorgelegten Antrag bewerten. Daran gemessen ist
Ihr Antrag leider mangelhaft. Warum?

Einerseits muten Sie mit der Rente erst ab 67 all je-
nen, die nicht bis 67 arbeiten können, drastische Renten-
kürzungen zu. Das ist sehr konkret. Das ist die Peitsche,
die Ältere auf dem Arbeitsmarkt halten oder dorthin trei-
ben soll. Andererseits reden Sie von verbesserten Chan-
cen, von einem Sollen hier, von einem Können dort.
Doch das alles bleibt sehr unkonkret. Sie bringen es fer-
tig, knallharte Rentenkürzungspolitik mit windelweicher
Chancenpolitik zu kombinieren. Sie garantieren die Peit-
sche und stellen das Zuckerbrot vage in Aussicht. Das ist
unseriös.

(Beifall bei der LINKEN)

Von Ihren warmen Worten kann niemand im Alter leben.
Treten Sie mit uns für die Abschaffung der Rente erst ab
67 ein! Dann reden wir gerne weiter.

(Beifall bei der LINKEN)

Wer kann, darf; wer nicht kann, muss auch nicht bis
65 und schon gar nicht bis 67 arbeiten. Eine solche Re-
gelung bräuchten wir.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir Linken sind der Überzeugung, dass viele Menschen
durchaus bereit sind, bis 65 zu arbeiten. Wer es darüber
hinaus auch noch kann und will, soll weiterhin, wie bis-
her, dafür belohnt werden. Wer es bis dahin aber nicht
schafft, darf nicht bestraft werden. Das ist der entschei-
dende Punkt.

(Beifall bei der LINKEN)

Sanktionspolitik, wie sie mit der Rente erst ab 67 und
auch mit Hartz IV betrieben wird, ist und bleibt der fal-
sche Weg.

Geänderte Hinzuverdienstmöglichkeiten und Teilren-
ten, wie sie die Grünen vorschlagen � dafür hat eben

auch der Kollege Vogel plädiert �, sind nichts anderes
als die Fortsetzung der Kombilohnpolitik mit rentenpoli-
tischen Mitteln. Im Klartext: Niedriglohn und Tüten ein-
packen im Supermarkt, weil die Rente nicht reicht, das
wollen wir nicht.

(Beifall bei der LINKEN)

Immer dann, wenn die Nachfrage nach Arbeitskraft
nicht da ist, kommen Sie uns mit demselben alten Re-
zept: Arbeit müsse billiger werden,

(Brigitte Pothmer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wer sagt das?)

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer müssten williger
werden, Geringverdienende sollten im Alter aufstocken
dürfen, weil sie bis 67 arbeiten müssten. Das ist ja wie
bei der FDP. So sieht also grüne Sozialpolitik aus? Sie
wollen die FDP zu Tode kuscheln!

(Brigitte Pothmer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Die ist doch schon tot! � Johannes
Vogel [Lüdenscheid] [FDP]: Keine Gefahr!)

Nur zu, aber bitte nicht auf dem Rücken der älteren Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer.

(Beifall bei der LINKEN)

Die Linke will die Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer fördern und die Arbeitgeber fordern. Und das heißt
unter anderem, die Rente erst ab 67 muss weg. Wir wol-
len ältere Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer fördern
und nicht bestrafen.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir brauchen einen guten, öffentlich geförderten Be-
schäftigungssektor, der gute Arbeit fördert. Zwangsver-
rentung aller Art lehnt die Linke ab. Da sind wir uns ei-
nig. Wir wollen eine gute Arbeitsmarktpolitik, die allen
Menschen, die arbeiten wollen, ermöglicht, zu guten
Löhnen zu arbeiten. Deshalb wollen wir prekäre Be-
schäftigungsformen wie Leiharbeit, Minijobs und befris-
tete Beschäftigung deutlich zurückdrängen oder auch ab-
schaffen.

(Beifall bei der LINKEN)

Geringqualifizierte und ältere Beschäftigte müssen in
den Unternehmen mehr als bisher und dauerhaft weiter-
gebildet werden. Nicht zuletzt müssen die Arbeitgebe-
rinnen und Arbeitgeber endlich in die Pflicht genommen
werden. Wer ältere Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer ohne zwingenden Grund entlässt, muss zur Kasse
gebeten werden und die Kosten des Arbeitslosengeldes
erstatten. Das wäre eine wichtige Maßnahme.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Dr. h. c. Wolfgang Thierse:

Das Wort hat nun Ulrich Lange für die CDU/CSU-
Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)



11706 Deutscher Bundestag � 17. Wahlperiode � 102. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 7. April 2011

(A) (C)

(D)(B)

Ulrich Lange (CDU/CSU):
Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kollegen!

Liebe Kollegin Pothmer! Auch wir sehen in Ihrem Nach-
denken ein lobenswertes Unterfangen, aber nur so weit,
wie es gerade eben möglich ist. Also zum Kuscheln
reicht es wirklich nicht.

(Brigitte Pothmer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ich muss Ihnen sagen, danach ist mir
auch nicht! � Heiterkeit bei der CDU/CSU)

Am Ende muss ich doch dem Kollegen Weiß mit seinem
Wallenstein-Zitat recht geben. Wenn man nämlich ver-
gleicht, was die Bundesregierung in den letzten Jahren �
da beziehe ich die Große Koalition, lieber Kollege
Schaaf, ausdrücklich mit ein

(Anton Schaaf [SPD]: Zu Recht!)

� zu Recht mit ein � schon geleistet hat, so sprechen,
glaube ich, auch die Zahlen durchaus für das, was in den
letzten Jahren in diesem Bereich passiert ist.

Im Jahr 2000 waren noch rund 20 Prozent der 60- bis
65-Jährigen erwerbstätig. Kollegin Pothmer, Sie haben
selber von jetzt knapp 40 Prozent gesprochen. Das ist
immerhin eine Verdoppelung in diesem Bereich.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Wir liegen im europäischen Vergleich sicherlich über
dem Durchschnitt, sind aber bei weitem nicht gut genug.
Denn wir wissen alle, dass wir dieses Potenzial oder die-
sen Schatz heben müssen. Aber � darauf hat der Kollege
Weiß vorhin schon ganz richtig hingewiesen � mit der
Initiative �50 plus� haben wir in der Großen Koalition
die ersten Schritte unternommen: Erhöhung der Weiter-
bildungsquote und Abbau der Frühverrentung.

Lieber Kollege Schaaf, Sie haben vorhin ein Beispiel
in Bezug auf die Müllabfuhr bei Ihnen genannt. Wir wis-
sen aber beide, wie wir in den letzten Jahren mit diesem
Problem und mit dem Altersteilzeitgesetz umgegangen
sind. In erster Linie haben wir nämlich das Blockmodell
gewählt. Damit haben wir ganz bewusst viel Erfahrung
und Wissen aus dem aktiven Arbeitsleben genommen,
um vor allem jüngeren Menschen eine Chance zu geben.

(Abg. Anton Schaaf [SPD] meldet sich zu
einer Zwischenfrage)

� Ich darf bitte den Satz zu Ende führen. � Das haben wir
getan, weil wir � deswegen kritisiere ich das jetzt auch
nicht � damals auf eine Arbeitslosigkeit von fast
5 Millionen reagieren mussten. Diesen Ansatz haben wir
gewählt. Er hat aber natürlich dazu geführt, dass die
Quote damals geringer war.

Vizepräsident Dr. h. c. Wolfgang Thierse:
So, Herr Kollege, jetzt dürfen Sie die Zwischenfrage

stellen.

Anton Schaaf (SPD):
Vielen Dank, Herr Kollege. � Würden Sie mir bestäti-

gen, dass nicht die Altersteilzeit abgeschafft wurde, son-
dern nur die Förderung der Altersteilzeit nicht fortge-
führt worden ist? Die jetzt existierende Altersteilzeit ist

die nicht geförderte Altersteilzeit. Nach Ihrer Logik
müsste die Altersteilzeit ganz verschwinden. Die jetzige
Altersteilzeit bedeutet sozialverträgliche Arbeitsplatz-
vernichtung und sonst gar nichts. Die geförderte Alters-
teilzeit beinhaltete, dass der Arbeitsplatz auf Dauer er-
halten bleiben muss. Das ist genau der entscheidende
Punkt.

Ulrich Lange (CDU/CSU):
Lieber Kollege Schaaf, wir beide wissen, dass der

Ansatz diesbezüglich sehr theoretisch ist.

(Brigitte Pothmer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Der ist sehr praktisch!)

� Nein, er ist sehr theoretisch.

Deswegen ist es richtig, dass diejenigen, die weiterhin
dieses Modell wählen wollen, es wählen können. Aber
es gibt derzeit keine Notwendigkeit, das Modell von un-
serer Seite mit großzügiger Förderung zu bedenken.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Wir haben darüber hinaus � auch darauf hat der Kol-
lege Weiß schon hingewiesen � mit INQA einen neuen
Abschnitt aufgemacht. Wir glauben, dass wir hier auf
dem richtigen Weg sind.

Ich bin auch davon überzeugt � das unterscheidet uns
jetzt wieder wesentlich �, dass nicht der Staat allein
diese Sache regeln kann, sondern dass wir diesen Weg
nur gemeinsam mit den Unternehmen � ich habe das
Vertrauen in die Unternehmen � beschreiten können.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der FDP)

Ich brauche Ihnen nur ein positives Beispiel aus dem
Bayerischen zu nennen, nämlich BMW in Dingolfing.
Dort ist ein Werk im Rahmen des Demografieprojekts
�Heute für morgen� aufgebaut worden. Dort sind alters-
gerechte Arbeitsplätze eingerichtet worden. Die Teile-
bereitstellung wird individuell angepasst. Es ist ein
Belastungswechsel möglich. Die Industrie und die Un-
ternehmen haben also erkannt, dass sie selber mit in der
Pflicht sind und reagieren müssen.

Wir alle wissen um die Erfahrungen und die Leis-
tungsfähigkeit der älteren Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter. Kollege Schaaf, ich sage es trotzdem noch ein-
mal: Diese Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer haben,
auch wenn Sie es bestreiten, unsere ausdrückliche Wert-
schätzung. Wir wissen, was diese Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter in den Betrieben zu leisten imstande sind.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP �
Anton Schaaf [SPD]: Das wirkt sich aber nicht
in praktischer Politik aus!)

Die Rente mit 67 haben wir gemeinsam beschlossen.
Frau Pothmer, wenn ich Sie richtig verstanden habe,
dann ist der Grundsatz zunächst richtig.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Nein!)

� Bei Ihnen sowieso nicht. Da warten wir immer noch
auf den Reichtum für alle. Ceterum censeo: Reichtum
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für alle. Sie haben wieder Ihren ganzen Kasten vorge-
stellt. Es hat kaum etwas gefehlt.

Vor dem Hintergrund der notwendigen Fachkräfte-
sicherung glauben wir an die strategische Partnerschaft.
Die Handlungsfelder, die Arbeitskräfteallianz, gemein-
sam mit den Unternehmen, das, was wir mit unserer
Bundesministerin voranbringen, das ist der richtige Weg.
Wir werden den Schatz heben. Wir vertrauen gemeinsam
auf die Unternehmen und auf unsere Maßnahmen. Dann
� da bin ich sicher � werden wir älteren Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmern eine größere Chance im Produk-
tionsprozess geben. Heben Sie mit! Heben wir gemein-
sam! Dann sind wir sicherlich auf einem guten Weg.

Danke schön.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Vizepräsident Dr. h. c. Wolfgang Thierse:
Ich schließe die Aussprache.

Interfraktionell wird Überweisung der Vorlage auf
Drucksache 17/5235 an die in der Tagesordnung aufge-
führten Ausschüsse vorgeschlagen. Sind Sie damit ein-
verstanden? � Das ist der Fall. Dann ist die Überweisung
so beschlossen.

Wir kommen nun zum Tagesordnungspunkt 9:

� Zweite und dritte Beratung des von der Bundes-
regierung eingebrachten Entwurfs eines Siebten
Gesetzes zur Änderung des Straßenverkehrs-
gesetzes

� Drucksache 17/4981 �

� Zweite und dritte Beratung des vom Bundesrat
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur
Änderung des Straßenverkehrsgesetzes

� Drucksache 17/2766 �

� Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschus-
ses für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung
(15. Ausschuss)

� Drucksache 17/5355 �

Berichterstattung:
Abgeordnete Kirsten Lühmann

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung ist für die
Aussprache eine halbe Stunde vorgesehen. � Ich höre
dazu keinen Widerspruch. Dann ist das so beschlossen.

Ich eröffne die Aussprache und erteile dem Parlamen-
tarischen Staatssekretär Andreas Scheuer das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Dr. Andreas Scheuer, Parl. Staatssekretär beim
Bundesminister für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung:

Herr Präsident! Sehr geehrte Kolleginnen und Kolle-
gen! Das Projekt �Feuerwehrführerschein� hat uns alle
in den vergangenen eineinhalb Jahren sehr eingehend
beschäftigt. Die Problematik ist hinreichend bekannt und
seit Jahren intensiv diskutiert worden. Es stehen immer
weniger junge ehrenamtlich tätige Bürgerinnen und Bür-

ger zur Verfügung, die über eine zum Führen der Ein-
satzfahrzeuge notwendige Fahrerlaubnis verfügen.

Nur Fahrerlaubnisinhaber, die vor dem 1. Januar 1999
ihre Fahrerlaubnis erworben haben, können aufgrund ih-
res Bestandschutzes auch weiterhin schwerere Fahr-
zeuge mit dem bisherigen Führerschein der alten
Klasse 3 fahren. Diese Fahrer stehen aber den freiwilli-
gen Feuerwehren zunehmend aus Altersgründen nicht
mehr zur Verfügung. Es müssen jüngere Fahrer nach-
rücken, die aber nicht mehr über die benötigte Fahr-
erlaubnis für die Einsatzfahrzeuge verfügen. Es geht also
um unser aller Sicherheit; vor allem im ländlichen
Raum.

Nicht nur in Süddeutschland mit der dortigen Ehren-
amtsstruktur, sondern auch in allen anderen Bundeslän-
dern führt dies zu dramatischen Engpässen bei den Ein-
satzfahrten. Ursache für diese Entwicklung ist die
sogenannte Zweite EG-Führerscheinrichtlinie von 1991,
nach der das Fahrerlaubnisrecht und insbesondere die
deutschen Fahrerlaubnisklassen zum 1. Januar 1999 an
die gemeinschaftsrechtlichen Vorgaben anzupassen wa-
ren.

Seither dürfen mit einer Fahrerlaubnis der Klasse B
für Pkw nur noch Kraftfahrzeuge bis zu einer zulässigen
Gesamtmasse von bis zu 3,5 Tonnen gefahren werden.
Für Kraftfahrzeuge mit einer zulässigen Gesamtmasse
zwischen 3,5 Tonnen und 7 Tonnen ist hingegen seit
1999 eine Fahrerlaubnis der Klasse C1, und für Fahr-
zeuge über 7,5 Tonnen eine Fahrerlaubnis der Klasse C
erforderlich.

Diese Rechtsänderung wurde von der Europäischen
Gemeinschaft eingeführt, um eine auf die unterschiedli-
chen Fahrzeugklassen ausgerichtete spezifische Ausbil-
dung und Prüfung zu vereinheitlichen. Der Forderung,
eine Rechtsgrundlage dafür zu schaffen, dass Angehö-
rige der freiwilligen Feuerwehren, der nach Landesrecht
anerkannten Rettungsdienste und des Katastrophen-
schutzes mit einer Fahrerlaubnis der Klasse B Einsatz-
fahrzeuge mit einer zulässigen Gesamtmasse von bis zu
4,25 Tonnen fahren dürfen, konnte aus europarecht-
lichen Gründen nicht entsprochen werden.

Die in der vergangenen Legislaturperiode beschlos-
sene Rechtsgrundlage für eine Sonderfahrberechtigung
reicht demnach aus meiner Sicht nicht aus, um die Ein-
satzfähigkeit der betroffenen Organisationen tatsächlich
zu verbessern. Die dort getroffenen Regelungen waren
zu bürokratisch und zu teuer.

Meine Damen und Herren, in der Zwischenzeit hat
ein intensiver Dialogprozess mit der Europäischen Kom-
mission stattgefunden. An dieser Stelle möchte ich dem
EU-Kommissar Siim Kallas sehr herzlich danken, der
gestern bei uns im Ausschuss war. Wir alle haben über
die Jahre intensiv an diesem Vorhaben gearbeitet, aber
die christlich-liberale Koalition hat jetzt umgesetzt, was
lange Zeit nur dahingewabert hat und was zwar immer
mit Briefen an die EU-Kommission unterlegt war, aber
nie mit persönlichem Kontakt und mit Sensibilisierung
für das deutsche Interesse an der Weiterentwicklung und
Zukunftsfähigkeit unserer Ehrenamtsstrukturen. Ich sage


